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(Nr. 11280.) Hinterlegungsordnung. Vom 21. April 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d., 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 


was folgt: b 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


SE 

Zur Hinterlegung find Geld, Wertpapiere, fonftige Urkunden und Koft- 
barkeiten geeignet. Als Koſtbarkeiten können auch Münzen und Wertzeichen 
hinterlegt werden. 

82. 

(1) Hinterlegungsſtellen find die Amtsgerichte. Durch Anordnung der 
Juſtizverwaltung können Geſchäfte der Hinterlegungsſtelle Gerichtsſchreibern über⸗ 
tragen werden. Dies gilt nicht für Entſcheidungen über Erinnerungen. 

(2) Für Lehns⸗, Familienfideikommiß⸗ oder Stiftungsſachen können durch 
die zuſtändigen Miniſter andere ſtaatliche Behörden als Hinterlegungsſtellen 
beſtimmt werden. 

§3. 

(1) Beſchwerden gegen die Entſcheidungen der Hinterlegungsſtellen werden 
im Aufſichtsweg erledigt. Iſt die Entſcheidung von einem Gerichtsſchreiber er⸗ 
laſſen, ſo findet dagegen Erinnerung an das Amtsgericht und gegen deſſen Ent⸗ 
ſcheidung die Beſchwerde im Aufſichtswege ſtatt. 

(2) Die Entſcheidung ſteht, ſoweit das Amtsgericht Berlin⸗Mitte Hinter⸗ 
legungsſtelle iſt, dem Amtsgerichtspräſidenten, ſoweit ein Landgericht Hinterlegungs⸗ 
ftelle ift, dem Oberlandesgerichtspräſidenten und, ſoweit ein Oberlandesgericht 
Hinterlegungsſtelle iſt, dem Juſtizminiſter zu. 

(6 Soweit die auf Beſchwerde ergangenen Entſcheidungen eines Land⸗ 
gerichtspräſidenten oder des Präſidenten des Amtsgerichts Berlin-Mitte die Annahme 
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zur Hinterlegung oder die Herausgabe hinterlegter Sachen betreffen, entſcheidet 
über die weitere Beſchwerde der Juſtizminiſter. 

( Sind Verwaltungsbehörden Hinterlegungsſtellen, ſo wird die zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Beſchwerde zuſtändige Behörde durch den zuſtändigen Miniſter 
beſtimmt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Annahme. 
SA. 

() Die Annahme zur Hinterlegung erfolgt auf Verfügung der Hinter⸗ 
legungsſtelle: 

1. auf Antrag des Hinterlegers, ſofern die Tatſachen angegeben werden, 

welche die Hinterlegung rechtfertigen, oder ſofern nachgewieſen wird, 
daß der Hinterleger durch Entſcheidung oder Anordnung der zuſtändigen 
Behörde zur Hinterlegung für berechtigt oder verpflichtet erklärt ift; 

2. auf Erſuchen der für die Angelegenheit zuſtändigen Behörde. 

(2) Die Annahme zur Hinterlegung kann auch erfolgen, wenn eine Behörde, 
die zugleich Hinterlegungsſtelle iſt, Geld, Koſtbarkeiten oder Papiere, auf welche 
die Zahlung dem Inhaber geleiſtet werden kann, von Amts wegen in ihren Ge⸗ 
wahrſam zu nehmen hat. = 

Die Gerichtsvollzieher find zuftändig, die Aufgabe der zu hinterlegenden 
Gegenſtände zur Poſt zu beurkunden. 


Dritter Abſchnitt. 
Verwahrung. 


$ 6. 

Das hinterlegte Geld geht in das Eigentum des Staates über. Die 

Staatskaſſe haftet dem zum Empfange Berechtigten für das Kapital nebſt Zinſen. 
23 
437819 8 7. 

(a) Der Satz, zu dem hinterlegtes Geld zu verzinſen iſt, wird durch König⸗ 
liche Verordnung beſtimmt. 

(2) Beträge unter 100 Mark werden nicht verzinſt, höhere Beträge nur 
infoweit, als der jeweilige Betrag mit 10 teilbar iſt. Der ſich ergebende Reſt 
bleibt unverzinſt. Die Verzinſung findet nur ſtatt, wenn die Hinterlegung min⸗ 
deſtens drei Monate gewährt hat. Die für kürzere Friſten hinterlegten Gelder 
bleiben unverzinſt. 

6) Die Zinſen werden nach Jahren und Kalendermonaten berechnet. Ihr 
Lauf beginnt für alle innerhalb eines Monats zur Hinterlegung gelangten Be⸗ 


DIN 


träge mit dem erſten Tage des folgenden Monats und hört mit dem Ablaufe 
des Monats auf, der dem Tage der Zahlungsanweiſung vorhergeht. 
(4) Eine Verzinſung der Zinſen findet nicht ſtatt. 


$ 8. 

(1) Die Vorſchriften der $$ 6 und 7 greifen nicht Platz, wenn Geld in 
Zahlungsmitteln hinterlegt wird, die bei den Staatskaſſen nicht in Zahlung an⸗ 
zunehmen ſind. 

(2) Derartiges Geld kann in kaſſenmäßiges umgeſetzt werden. Auf den 
erzielten Reinerlös finden die Vorſchriften der $$ 6 und 7 entſprechende Anwendung. 


§ 9. 

(1) Wertpapiere, ſonſtige Urkunden und Koſtbarkeiten werden unverändert 
aufbewahrt. 8 

(2) Die Hinterlegungsſtelle ift berechtigt, Koſtbarkeiten auf Koſten des 
Hinterlegers durch einen Sachverſtändigen abſchätzen oder zur Feſtſtellung ihrer 
Beſchaffenheit beſichtigen zu laſſen. 

$ 10. 

(1) Der Staat hat die Ausloſung und die Kündigung der Wertpapiere 
inſoweit zu überwachen, als ſolche in den Verloſungstabellen veröffentlicht wird, 
die nach den Geſchäftsbedingungen der Seehandlung maßgebend ſind. Für die 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit der Tabellen haftet der Staat nicht. 

e) Sind Wertpapiere einer Gattung hinterlegt, in der Mündelgeld ange⸗ 
legt werden darf, ſo hat der Staat auf Antrag eines Berechtigten oder auf Er⸗ 
ſuchen einer zuſtändigen Behörde: 

1. für die Einlöſung oder den Umtauſch ausgeloſter oder gekündigter 

Papiere, 
2. für die Einlöſung fälliger Zins⸗ und Rentenſcheine, 
3. für die Beſchaffung von neuen Zins- und Rentenſcheinen und von 
Erneuerungsſcheinen 
zu ſorgen. Dieſe Geſchäfte ſind von Amts wegen zu beſorgen, wenn andernfalls 
durch den Ablauf der Vorlegungsfriſt oder den Eintritt der Verjährung Nach⸗ 
teile entſtehen würden oder wenn ein Antragsberechtigter nicht bekannt iſt. 

6) Die in Abſ. 1 und 2 bezeichneten Verpflichtungen beſtehen nicht für 
die erſten drei Monate ſeit der Annahme der Papiere. 

() Die zuſtändigen Miniſter können anordnen, daß der Staat die in 
Abſ. 1 und 2 genannten Geſchäfte in erweitertem Umfang und daß er noch 
andere Geſchäfte zu beſorgen hat, die Banken hinſichtlich der bei ihnen aufbe⸗ 
wahrten Gelder und Wertpapiere zu übernehmen pflegen. 


§ 11. 


Iſt zur Befreiung eines Schuldners von ſeiner Verbindlichkeit hinterlegt, 
ſo kann die Hinterlegungsſtelle den Schuldner unter Bezugnahme auf die Vor⸗ 
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fehrift des § 382 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu dem Nachweis auffordern, daß 
und wann der Gläubiger die im § 374 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
vorgeſchriebene Anzeige von der Hinterlegung empfangen hat. Wird der Nach⸗ 
weis nicht vor dem Ablaufe von drei Monaten nach der Aufforderung geführt, 
fo ift die Hinterlegungsſtelle ermächtigt, dem Gläubiger die Anzeige im Namen 
und auf Koſten des Schuldners zu machen die Aufforderung muß einen Hinweis 
auf dieſe Rechtsfolge enthalten. 
12. 

Die Hinterlegungsſtelle kann die Hinterlegung aus wichtigen Gründen an 
eine andere Hinterlegungsſtelle abgeben, wenn dieſe zur Übernahme bereit iſt. 
Einigen die Stellen ſich nicht, ſo entſcheidet die gemeinſchaftliche Aufſichtsbehörde , 
iſt eine ſolche nicht vorhanden, ſo entſcheiden die zuſtändigen Miniſter. 


Vierter Abſchnitt. 
Herausgabe. 


2. 
Die Herausgabe erfolgt auf Verfügung der Hinterlegungsſtelle. 


$ 14. 
) Die Verfügung ergeht auf Antrag, wenn die Berechtigung des 
Empfängers nachgewieſen iſt. Der Nachweis gilt als geführt: 
1. wenn die Herausgabe an den Empfänger durch die Beteiligten 
ſchriftlich oder zu Protokoll der Hinterlegungsſtelle, eines Gerichts 
oder eines Gerichtsſchreibers bewilligt oder wenn die Empfangs⸗ 
berechtigung in gleicher Weiſe anerkannt iſt / 
2. wenn die Berechtigung des Empfängers durch rechtskräftige Entſcheidung 
mit Wirkung gegen die Beteiligten feſtgeſtellt iſt , 
3. wenn die Herausgabe an den Empfänger durch eine zuſtändige Behörde 
gegenüber den Beteiligten angeordnet if. 
e) Aus einem nachher entſtandenen Grunde kann auch in dieſen Fällen 
die Berechtigung beanſtandet werden. 


lan 
Die Verfügung ergeht ferner auf Erſuchen einer zuſtändigen Behörde um 
Herausgabe an ſie ſelbſt oder an eine in dem Erſuchen bezeichnete Perſon. 
Ergibt ſich ein von der erſuchenden Behörde nicht bereits berückſichtigtes Bedenken 
gegen die Berechtigung des Empfängers, ſo iſt es der Behörde unter Ausſetzung 
der Verfügung mitzuteilen. Dem weiteren Erſuchen iſt ungeachtet des Bedenkens 
zu genügen. 
8 16. 
Zur Berückſichtigung einer Perſon, deren Beteiligung auf einer nach der 
Hinterlegung eingetretenen Anderung in den Rechtsverhältniſſen beruht, iſt die 


„ 220. == 


Hinterlegungsſtelle nur verpflichtet, wenn ihr die Anderung von einem Beteiligten 
oder einer zuſtändigen Behörde ſchriftlich oder zu Protokoll mitgeteilt iſt. 


8 

Geht in den Fällen des § 14 Abſ. 1 Nr. 3, des § 15 oder des § 16 
die Anordnung, das Erſuchen oder die Mitteilung von einem deutſchen Gericht 
oder einer anderen preußiſchen Staatsbehörde aus, ſo iſt deren Zuſtändigkeit von 
der Hinterlegungsſtelle nicht zu prüfen. 

$ 18. 

Iſt die Erklärung eines Beteiligten ($$ 14, 16) ſchriftlich erfolgt, fo kann 
die Hinterlegungsſtelle verlangen, daß die Echtheit der Unterſchrift durch eine 
zur Führung eines öffentlichen Siegels berechtigte Perſon unter Beidrückung 
ihres Siegels oder Stempels beſcheinigt oder daß die Urkunde öffentlich be 
glaubigt wird. 

$ 19. 

(1) Iſt die Veranlaſſung für eine Hinterlegung weggefallen, fo kann die 
Hinterlegungsſtelle, wenn ein Antrag auf Herausgabe geſtellt iſt, Beteiligten, 
welche die Herausgabe nicht bewilligt, auch die Empfangsberechtigung nicht an- 
erkannt haben, eine nach Wochen zu bemeſſende Friſt beſtimmen, binnen deren 
ſie ihr eine dieſer Erklärungen abzugeben oder die Erhebung der Klage wegen 
ihrer Anſprüche nachzuweiſen haben. 

(2) Dieſe Beſtimmung iſt in entſprechender Anwendung der Vorſchriften 
über die Zuſtellungen im Verwaltungszwangsverfahren bekannt zu machen. Sie 
unterliegt der ſofortigen Beſchwerde, die binnen einer Friſt von zwei Wochen 
ſeit dem Zeitpunkte der Bekanntmachung einzulegen iſt. Eine weitere Beſchwerde 
findet nicht ſtatt. 

6) Die im erſten Abſatze bezeichnete Friſt beginnt mit der Rechtskraft der 
fie beſtimmenden Verfügung. Nach Ablauf der Friſt gilt die Einwilligung als 
erteilt, wenn nicht inzwiſchen die Erhebung der Klage nachgewieſen iſt. 


8 20. 
Iſt nach den vorſtehenden Beſtimmungen die Herausgabe verfügt und 
erfolgt, ſo kann die Staatskaſſe lediglich auf Grund eines beſſeren Rechtes zum 
Empfange nicht in Anſpruch genommen werden. 


§ 21. 

Sind Papiere oder Koſtbarkeiten eines Mündels, Pflegebefohlenen oder 
unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes auf Grund des § 1814 oder des 
§ 1818 ($ 1667 Abſ. 2 Satz 4, § 1915) des Bürgerlichen Geſetzbuchs oder eines 
entſprechenden älteren Geſetzes durch den Vormund, Pfleger oder Gewalthaber 
hinterlegt worden, fo bedarf es zur Herausgabe an einen Vormund, Pfleger oder 
Gewalthaber der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 
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822. 

() In anderen Fällen kann die Hinterlegungsſtelle die Herausgabe von 
Sachen, die zu einem unter der Aufſicht einer öffentlichen Behörde oder eines 
Familienrats verwalteten Vermögen gehören, an den Verwalter von der Be⸗ 
ſcheinigung der Aufſichtsbehörde oder des Familienrats über die Ermächtigung 
des Verwalters zur Empfangnahme abhängig machen. 

(2) Die Beſcheinigung iſt nicht zu verlangen: 

1. wenn die Aufſichtsbehörde oder der Familienrat die Empfangnahme 

durch den Verwalter genehmigt; 

2. bei Herausgabe an einen Vormund oder Pfleger: 

a) wenn der Wert der hinterlegten Maſſe nicht mehr als dreihundert 
Mark beträgt 

b) wenn der Gegenvormund die Empfangnahme genehmigt oder 
wenn ſich aus der Beſtallung ergibt, daß es der Genehmigung 
eines Gegenvormundes nicht bedarf; 

e) wenn die herauszugebende Sache nicht in Geld oder Wertpapieren 
befteht; 

3. bei Herausgabe an einen Konkursverwalter, wenn das Konkurs⸗ 

gericht beſcheinigt, daß ein Gläubigerausſchuß nicht beſtellt iſt. 

(s) Iſt die im erſten Abſatze bezeichnete Beſcheinigung beigebracht oder nach 
den Vorſchriften des zweiten Abſatzes nicht zu verlangen, ſo kann die Staatskaſſe 
auf Grund eines Mangels der Ermächtigung des Verwalters zum Empfange 
nicht in Anſpruch genommen werden. 


§ 23. 

Wird die Hinterlegungsſtelle von einem der Herausgabe entgegenſtehenden 
Hindernis erſt nach dem Abgange der Weiſung an die Kaſſe in Kenntnis geſetzt, 
ſo kann die Staatskaſſe nicht aus dem Grunde in Anſpruch genommen werden, 
weil bei der gemäß der Weiſung bewirkten Herausgabe das Hindernis nicht 
berückſichtigt iſt. Die Weiſung iſt jedoch für den Fall, daß ſie noch nicht aus⸗ 
geführt ſein ſollte, zurückzuziehen. 

$ 24. a 

Der Staat iſt nicht verpflichtet, hinterlegte Gelder und andere Sachen an 

einem anderen Orte als dem Sitze der Hinterlegungskaſſe herauszugeben. 


Fünfter Abſchnitt. 
Einſtellung der Verzinſung und Aufgebot. 
. 8 25. 


(4) Die Verzinſung hinterlegten Geldes iſt mit dem Ablaufe von zehn 
Jahren, vom Beginne der Verzinſung an gerechnet, einzuſtellen. R 


a 


(2) Beantragt ein Beteiligter vor Ablauf der Friſt unter dem Nachweiſe 
der Fortdauer der Veranlaſſung zur Hinterlegung die Fortſetzung der Verzinſung, 
ſo beginnt die Einſtellung der Verzinſung erſt mit dem Ablaufe von zehn Jahren, 
vom Ende des Kalendermonats an gerechnet, in welchem der Antrag bei der 
Hinterlegungsſtelle eingegangen iſt. f 

() Geht nach Einſtellung der Verzinſung ein den Vorſchriften des Abſ. 2 
entſprechender Antrag bei der Hinterlegungsſtelle ein, ſo beginnt die Verzinſung 
mit dem erſten Tage des nächſtfolgenden Kalendermonats von neuem. 

(a) Iſt ein Antrag auf Auszahlung des Geldes oder eines Teiles geftellt, 
ſo ſind auf die Fortſetzung der Verzinſung die Vorſchriften der Abſ. 2 und 3 
entſprechend anzuwenden, wenn anzunehmen iſt, daß zur Zeit der Anbringung 
des Antrags die Veranlaſſung zur Hinterlegung noch fortdauerte. 


$ 26. 

() Späteſtens zwei Wochen vor Beginn jedes Kalendervierteljahrs iſt ein 
Verzeichnis der Maſſen, bei welchen im Laufe des Vierteljahrs die Einſtellung 
der Verzinſung bevorſteht, durch Anheftung an die Gerichtstafel der Hinterlegungs⸗ 
ſtelle und, wenn dieſe es für angemeſſen erachtet, auch durch Einrückung in ein 
öffentliches Blatt bekannt zu machen. 

(2) Iſt nicht ein Gericht die Hinterlegungsſtelle, fo beſtimmt fie das Amts⸗ 
gericht, an deſſen Gerichtstafel das Verzeichnis anzuheften iſt. 

6) Die anzuheftenden Verzeichniſſe ſollen nicht vor Ablauf von drei 
Monaten ſeit der Anheftung entfernt werden. 


$ 27, 

Iſt binnen zwanzig Jahren nach der Einftellung oder nach der letzten 
Einſtellung der Verzinſung das Geld nicht ausgezahlt, ſo können die Beteiligten 
im gerichtlichen Aufgebotsverfahren zur Anmeldung ihrer Anſprüche aufgefordert 
werden. 

9 28. 

() In den Fällen des § 382, des § 1171 Abſ. 3 und des § 1269 Satz 3 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs kann der Erlaß des Aufgebots nicht vor dem Ab⸗ 
laufe von einunddreißig Jahren beantragt werden. ö 

(2) Die einunddreißigjährige Friſt beginnt: 

1. im Falle des § 382 mit dem Ende des Monats, in welchem der 
Gläubiger die Anzeige von der Hinterlegung empfangen hat oder, 
falls die Anzeige untunlich war und deshalb unterblieben iſt, mit dem 
Ende des Monats, in dem hinterlegt iſt; 

2. in den Fällen des § 1171 Abſ. 3 und des § 1269 Satz 3 mit der 
Erlaſſung des Urteils, durch welches der Gläubiger mit ſeinem Rechte 
ausgeſchloſſen if; das Gericht hat das Ausſchlußurkeil der Hinterlegungs⸗ 
ſtelle mitzuteilen. 5 
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29. 

(1) Iſt auf Grund des § 117 Abſ. 2 oder der $$ 120, 121, 124, 126 
des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 
24. März 1897 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 713) hinterlegt, fo iſt der Aufgebotsantrag nicht vor dem 
Ablaufe von einunddreißig Jahren zuläſſig. 

(2) Die einunddreißigjährige Friſt beginnt: 

1. in den Fällen der $$ 120, 121 mit dem Eintritte der Bedingung, 
unter welcher die Hinterlegung erfolgt ift; die Hinterlegungsſtelle hat 
den Eintritt der Bedingung ſoweit kunlich zu ermitteln; iſt der Ein⸗ 
tritt der Bedingung nicht ermittelt, ſo beginnt die Friſt mit der Ein⸗ 
ſtellung oder der letzten Einſtellung der Verzinſung 

2. in den übrigen Fällen mit dem Ende des Monats, in welchem hinter⸗ 


legt iſt. 


$ 30. 
Für das Verfahren iſt das Amtsgericht zuständig, welches Hinterlegungs⸗ 
ftelle iſt oder in deſſen Bezirke die Hinkerlegungsſtelle ihren Geſchäftsraum hat. 


§ 31. 

() Zu dem Antrag auf Erlaß des Aufgebots iſt die Hinterlegungsſtelle 

berechtigt. = 

(2) Zur Begründung des Antrags follen beigebracht werden: 

1. die Urſchrift oder eine Abſchrift des Hinterlegungsantrags oder 
Erſuchens oder, falls die Hinterlegung von Amts wegen angeordnet 
iſt, der Anordnung; 

2. ein Zeugnis der Behörde über den Tag, an welchem die Hinterlegung 
des Geldes bewirkt, ſowie über den Tag, mit welchem die Verzinſung 
des Geldes eingeſtellt oder zuletzt eingeſtellt worden iſt / 

3. die bei der Hinterlegungsſtelle angebrachten Anträge auf Fortſetzung 
der Verzinſung oder auf Auszahlung des Geldes oder ein Zeugnis 
der Behörde, daß ſolche Anträge nicht geſtellt find; 

4. im Falle des § 28 Abſ. 2 Nr. 1 ein Zeugnis der Behörde über den 
Tag, an welchem der Gläubiger die Anzeige von der Hinterlegung 
empfangen hat, oder darüber, daß die Anzeige untunlich war, 

in den Fällen des § 28 Abſ. 2 Nr. 2 das der Hinterlegungs⸗ 
ſtelle mitgeteilte Ausſchlußurteil, 
in den Fällen des H 29 Abſ. 2 Nr. 1 ein Zeugnis der Behörde 
über den Tag, an welchem die Bedingung eingetreten iſt, oder 
darüber, daß der Eintritt der Bedingung nicht hat ermittelt werden 
können. 
1 § 32. 

Als Rechtsnachteil iſt anzudrohen, daß die Ausſchließung der Beteiligten 

mit ihren Anſprüchen gegen die Staatskaſſe erfolgen werde. 
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9 

() Beträgt das hinterlegte Geld weniger als dreihundert Mark, fo bedarf es 
keines Aufgebotsverfahrens, wenn durch einen Beſchluß der Hinterlegungsſtelle 
feſtgeſtellt wird, daß die Vorausſetzungen gegeben ſind, unter denen die Ein⸗ 
leitung des Aufgebotsverfahrens zuläſſig ſein würde. Der Beſchluß iſt gemäß 
$ 26 bekannt zu machen. Er hat nach dem Ablaufe von drei Monaten ſeit der 
Anheftung an die Gerichtstafel die Wirkungen, die das Ausſchlußurteil haben 
würde. Anſprüche, die bis zum Ablaufe der Friſt angemeldet ſind, gelten als 
vorbehalten. Auf die Anfechtung des Beſchluſſes finden die Vorſchriften der 
§§ 957 und 958 der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 

(2) Iſt das hinterlegte Geld bis auf einen Reſt von weniger als zehn Mark 
an Kapital oder Zinſen ausgezahlt, ſo erlöſchen die Anſprüche der Beteiligten 
auf den Reſt mit dem Ablaufe von fünf Jahren ſeit der Auszahlung, wenn 
nicht inzwiſchen ein Antrag auf Auszahlung des Reſtes geſtellt iſt, anderenfalls 
mit dem Ablaufe von fünf Jahren ſeit der Stellung oder letzten Stellung eines 
ſolchen Antrags, in den Fällen der §§ 28, 29 jedoch nicht vor dem Zeitpunkt, 
in dem der Aufgebotsantrag geſtellt werden kann. 25 


834. 

Die Vorſchriften der §§ 27 bis 33 finden auf Geld, deſſen Betrag die 
Summe von einhundert Mark nicht erreicht oder das im Falle des $ 8 nicht 
umgeſetzt iſt, ſowie auf Wertpapiere und Koſtbarkeiten entſprechende Anwendung, 
ſoweit ſich nicht aus den §§ 35 bis 38 Abweichungen ergeben. 


1301 

(1) Der Antrag auf Erlaß des Aufgebots oder die Faſſung des im $ 33 Abſ. 1 
bezeichneten Beſchluſſes iſt, unbeſchadet der Vorſchriften der $$ 28 und 29, nach 
dem Ablaufe von dreißig Jahren ſeit dem Ende des Monats zuläſſig, in welchem 
die Hinterlegung erfolgt iſt. 

(2) Beantragt ein Beteiligter vor Ablauf der Friſt unter dem Nachweife 
der Fortdauer der Veranlaſſung zur Hinterlegung die Fortſetzung der Verwahrung, 
fo iſt der Antrag auf Erlaß des Aufgebots oder die Faſſung des im § 33 Abſ. 1 
bezeichneten Beſchluſſes erſt zuläſſig mit Ablauf von zwanzig Jahren, vom Ende 
des Monats an gerechnet, in welchem der Antrag auf Fortſetzung der Verwahrung 
bei der Hinterlegungsſtelle eingegangen iſt. Vor der im Abſ. 1 beſtimmten Friſt 
iſt der Antrag auf Erlaß des Aufgebots oder die Faſſung des im § 33 Abf. 1 
bezeichneten Beſchluſſes nicht zuläſſig. 

0) Iſt ein Antrag auf Herausgabe geſtellt, fo finden, auch wenn er nur 
Zins, Renten-, Gewinnanteil⸗ oder Erneuerungsſcheine betrifft, die Vorſchriften 
des Abſ. 2 entſprechende Anwendung, wenn anzunehmen iſt, daß zur Zeit des 
Antrags die Veranlaſſung zur Hinterlegung noch fortdauerte. 

Geſetzgammlung 1913. (Nr. 1128011281.) 40 
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$ 36. = 

(1) Die Vorſchriften des § 35 finden keine Anwendung, wenn auf Grund 
des § 1814 oder des § 1818 ($ 1667 Abſ. 2 Satz 4, $ 1915) des Bürgerlichen 
Geſeßbuchs oder in einer Lehns⸗, Familienfideikommiß⸗ oder Stiftungsſache hinter⸗ 
legt iſt. 

i (2) Der Antrag auf Erlaß des Aufgebot oder die Faſſung des im § 33 
Abſ. 1 bezeichneten Beſchluſſes iſt in dieſen Fällen nach dem Ablaufe von zwanzig 
Jahren ſeit dem Ende des Monats zuläſſig, in welchem die elterliche Gewalt, 
die Vormundſchaft oder die Pflegſchaft oder die Eigenſchaft der Sache als 
Vermögensſtück des Familienfideikommiſſes, des Lehens oder der Stiftung auf⸗ 
gehört hat. 

N 
Bei Wertpapieren und Koſtbarkeiten ſowie im Falle des § 8 bei nicht 
umgeſetztem Gelde iſt als Rechtsnachteil anzudrohen, daß die Ausſchließung der 
Beteiligten mit ihren Anſprüchen gegen die Staatskaſſe und mit ihren Rechten 
an den Sachen erfolgen werde. 
$ 38. 
Mit der Verkündung des Ausſchlußurteils und mit dem Erlaß eines ihm 
nach § 33 Abſ. 1 gleichſtehenden Beſchluſſes oder dem Eintritte der nach § 33 
Abſ. 2 gleich geftellten Tatſachen erlangt die Staatskaſſe die Befugnis zur freien 
Verfügung über die Sachen. 5 
$ 39. 
Das Recht auf Herausgabe von Urkunden, die nicht Wertpapiere find, 
erliſcht mit dem Zeitpunkt, in welchem bei Wertpapieren der Aufgebotsantrag 
zuläſſig werden würde. 


Sechſter Abſchnitt 
Koſten. 
§ 40. 

() Für die Verwahrung von Wertpapieren, ſonſtigen Urkunden, Koſt⸗ 
barkeiten und von nicht umgefegtem Gelde (§ 8) wird eine Verwahrungsgebühr 
erhoben, in anderen als Lehns⸗, Familienfideikommiß⸗ und Stiftungsſachen jedoch 
nur, ſoweit und ſobald die Herausgabe erfolgt. 


\ 85 (e) Die Verwahrungsgebühr beträgt für jedes angefangene Rechnungsjahr: 


1. bei einer Verwahrung von deutſcher Reichsanleihe, preußiſcher Staats⸗ 
anleihe, deutſchen oder preußiſchen Schatzanweiſungen fünfundzwanzig 
Pfennig für jede angefangenen eintauſend Mark des Geſamtwerts) 
2. bei einer Verwahrung von anderen Wertpapieren, Koſtbarkeiten und von 
nicht umgeſetztem Gelde (§ 8) 

a) wenn fie auf Grund des § 1814 oder des $ 1818 ($ 1667 Abſ. 2 
Satz 4, $ 1915) des Bürgerlichen Geſezbuchs hinterlegt find, 

dreißig Pfennig, i 


b) wenn fie aus einem anderen Grunde hinterlegt find, fünfzig 
Pfennig, bei Verwahrung von ausländiſchen Papieren fünfund⸗ 
ſiebzig Pfennig für jede angefangenen eintauſend Mark des Ge⸗ 
ſamtwerts; 
3. bei einer Verwahrung von ſonſtigen Urkunden zwanzig Pfennig für 
jede Urkunde, jedoch höchſtens zehn Mark. i 
() Werden Sachen der unter Ziffer 1, 2 und 3 bezeichneten Art gemein⸗ 
ſam hinterlegt, ſo wird nur eine Gebühr in Höhe der zuſammenzurechnenden 
Gebührenbeträge erhoben. 
() Hat eine Verwahrung ſich auf zwei Rechnungsjahre erſtreckt, im ganzen 
aber nicht länger als ſechs Monate gedauert, ſo wird die Gebühr nur für ein 
Rechnungsjahr erhoben. 


§ 41. 


Auf die in Hinterlegungsſachen zu erhebenden Koſten finden die Vorſchriften 
der §§ 1 bis 5, 7 bis 21, des § 23, des § 24, des § 32, des § 112 Abſ. 1 
Ziffer 1 bis 4, 6 und Abſ. 2, des § 113 und des § 114 Abſ. 1 Satz 1 bis 3 
und Abſ. 2 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910 (eſetz⸗ 
ſamml. S. 184) mit folgenden Maßgaben entſprechende Anwendung: 


1. Zur Zahlung der Koſten iſt auch der Empfangsberechtigte, an den oder 
für deſſen Rechnung die Herausgabe verfügt iſt, ſowie derjenige ver⸗ 
pflichtet, in deſſen Intereſſe das die Hinterlegung veranlaſſende Erſuchen 
einer Behörde geſtellt iſt. 

2. Die Koſten können der Maſſe entnommen werden, ſoweit dieſe in barem 
Gelde beſteht. 

3. Die Herausgabe der hinterlegten Sachen kann von der Erſtattung der 
Koſten abhängig gemacht werden. 

4. Koſten ſind nicht zu erheben oder, ſofern ſie erhoben ſind, zu erſtatten, 
wenn auf Grund des § 117 der Strafprozeßordnung hinterlegt iſt und 
der Unterſuchungsgefangene demnächſt rechtskräftig außer Verfolgung 
geſetzt oder freigeſprochen oder das Verfahren gegen ihn eingeſtellt 
wird; iſt der Verfall der Sicherheit rechtskräftig ausgeſprochen, fo 
werden bereits erhobene Koſten nicht erſtattet. 

5. Die im § 40 beſtimmte Gebühr, einſchließlich des Pauſchſatzes und der 
Schreibgebühren, bleibt außer Anſatz, wenn auf Grund des § 1814 oder 
des § 1818 ($ 1667 Abſ. 2 Satz 4, § 1915) des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs hinterlegt iſt und es ſich um eine minderjährige, geiſteskranke, 
geiſtesſchwache oder gebrechliche Perſon handelt, deren reines Vermögen 
eintauſend Mark nicht überſteigt. 

6. Die Gebühr für die Verwahrung der in Lehns⸗, Familienfideikommiß⸗ 

oder Stiftungsſachen hinterlegten Sachen wird am Schluſſe eines jeden 
Rechnungsjahrs fällig. 
40* 
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Die Verjährung des Anſpruchs auf Zahlung der Koſten hindert die 
Hinterlegungskaſſe nicht, fi) auf dem unter Ziffer 2 und 3 bezeichneten 
Wege zu befriedigen. 

8. Als Wert des Gegenſtandes gilt für Wertpapiere mit Nennbetrag dieſer, 
für Koſtbarkeiten, die auf Grund des § 9 Abſ. 2 abgeſchäßt ſind, der 
dabei ermittelte Betrag. 

9. Über Erinnerungen des Zahlungspflichtigen gegen den Anſatz von Koſten 
entſcheidet die Hinterlegungsſtelle. 

10. An baren Auslagen werden außer den im § 112 Abf. 1 Ziffer 1 bis 4 

und 6, § 113 und § 114 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes bezeichneten 

Beträgen erhoben: 

a) die Koſten der Umſetzung nicht kaſſenmäßigen Geldes ($ 8); 

p) die mit einer Auszahlung hinterlegter Gelder oder mit einer Heraus⸗ 
gabe anderer Sachen verbundenen Poſtgebühren , 

e) Schreibgebühren für Abſchriften, die anzufertigen ſind, weil ein 
Antrag auf Annahme oder Herausgabe nicht in der erforderlichen 
Zahl von Stücken vorgelegt iſt; 

d) die an Banken oder ſonſtige Geſchäfte für die Beſorgung der im 
910 Abſ. 2 und 4 bezeichneten Handlungen zu zahlenden ber 
ſonderen Beträge; 

e) die Einrückungsgebühren eines von der Hinterlegungsſtelle bean⸗ 
tragten Aufgebotsverfahrens, ſoweit erſt durch dieſes ein Empfangs. 
berechtigter ermittelt wird. 


-1 


8 42. 
e Für die gerichtliche oben notarielle Beglaubigung von Unterfchriften einer 
am! * q Bewilligung der Herausgabe, eines Anerkenntniſſes der Empfangsberechtigung, 
| } eines Antrags auf Herausgabe oder auf Überfendung hinterlegter Sachen durch 
N die Poſt ift eine Gebühr von drei Mark zu entrichten, ſofern nicht die im § 43 


Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910 (Gefegfammt. 
S. 184) beſtimmte Gebühr geringer iſt. In dieſem Falle iſt die geringere Gebühr 
zu erheben. 
$ 43, 
Die Tarifſtelle Nr. 77 des Landesſtempelſteuergeſetzes in der Faſſung vom 
30. Juni 1909 (Geſetzſamml. S. 535) wird dahin geändert: 
1. Der Abſ. 2 wird aufgehoben. 
2. Der Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Beglaubigungen von Unterſchriften der Anträge auf Herausgabe 
hinterlegter Sachen, der Bewilligungen der Herausgabe, der An⸗ 
erkenntniſſe der Berechtigung zum Empfang oder der Anträge 
auf Überjendung ſolcher Sachen durch die Poſt ſowie Beurkun⸗ 
dungen der Gerichtsvollzieher nach $ 5 der Hinterlegungsordnung. 
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Siebenter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
844. 

Der Artikel 85 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche bleibt 
unberührt. Auf die Hinterlegung bei den darin bezeichneten Stellen findet dieſes 
Geſetz keine Anwendung. 

§ 45. 

Die Verantwortlichkeit des Staates auf Grund des § 1 des Geſetzes über 
die Haftung des Staates und anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen von 
Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt vom 1. Auguſt 1909 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 691) wird durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht berührt. 


$ 46. 

Die $$ 1 bis 89 der Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 249) und die an ihre Stelle getretenen geſetzlichen Vorſchriften werden, 
ſoweit fie nicht ſchon außer Kraft getreten find, unbeſchadet der Übergangsbe- 
ſtimmungen aufgehoben. Soweit in den Geſetzen auf dieſe Vorſchriften ver⸗ 
wieſen iſt, treten an deren Stelle die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


§ 47. 

() Der Zeitpunkt, in welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 

(2) Die zuſtändigen Miniſter werden mit der Ausführung des Geſetzes, 
insbeſondere auch mit der Einrichtung der Hinterlegungsbehörden, der Be 
ſtimmung der Hinterlegungskaſſen, der Regelung des Verfahrens, dem Erlaſſe 
von Vorſchriften über die Form und den Inhalt der Anträge auf Annahme 
und Herausgabe von Sachen und dem Exlaſſe der Übergangsbeſtimmungen 
beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 

Gegeben Bad Homburg v. d. Höhe, den 21. April 1913. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. Frhr. v. Schorlemer. 
v. Dall witz. Lentze. 
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Nr. 11281.) Nawageſetz. Vom 21. April 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


I. Zuſammenſetzung, Zweck und Kechtsſtellung des Verbandes. 


81. 

Die Land⸗ und Stadtkreiſe, die ganz oder zum Teil nach der Rawa und 
ihren Zuflüſſen entwäſſern, ſind Mitglieder eines Verbandes. 

Der Verband hat den Zweck, nach einheitlichem Plane Vorflut, Ent⸗ 
wäſſerung und Abwäſſerreinigung im Rawagebiete zu regeln und hierzu die 
Anlagen auszuführen, zu betreiben und zu unterhalten. Er iſt berechtigt, die 
Waſſerläufe im Rawagebiet auszubauen und zu benutzen, ſoweit als es der Plan 
vorſieht. 

8 2. 
Der Verband iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. 


II. Vertretung und Verwaltung des Verbandes. 
83. 
Verbandsorgane ſind Verbandsausſchuß und Vorſtand. 
Im Vorſtande muß jede der beiden Gruppen von Beteiligten ($ 5 Abſ. 3) 
mindeſtens einen Vertreter haben. 
Soweit als es nicht dieſes Geſetz tut, regelt die Satzung die Rechtsver⸗ 
hältniſſe des Verbandes. 
Über die Satzung und ihre Anderung beſchließt der Verbandsausſchuß. 
Sie muß enthalten: 
1. Namen und Sitz des Verbandes; 
2. die Angabe ſeiner Mitglieder; 
3. die Bezeichnung des Planes des Unternehmens, 
4. Vorſchriften über Benutzung und Unterhaltung der Verbandsanlagen ; 
5. Vorſchriften über Zuſammenſetzung, Einberufung und Abſtimmung 
des Verbandsausſchuſſes und Amtsdauer feiner gewählten Abgeordneten / 
6. Vorſchriften über Zuſammenſetzung, Wahl, Amtsdauer und Befugniſſe 
des Vorſtandes ſowie über den Ausweis für ſeine Mitglieder und ihre 
Stellvertreter; 
7. die Angabe der Gegenſtände, über die der Verbandsausſchuß zu be⸗ 
ſchließen hat; 
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8. Vorſchriften über den Haushaltsplan und die Veranlagung nach $ 5 
Abſ. 4 bis 7; 

9. Woehen über Einberufung, Beſchlußfähigkeit und Tätigkeit des 
Berufungsausſchuſſes; i 

10. die Form, in der Bekanntmachungen des Verbandes ergehen, und die 
Angabe der öffentlichen Blätter, durch die ſie mitgeteilt werden, wenn 
ſie für die Offentlichkeit beſtimmt ſind 

11. Vorſchriften, wonach der Regierungspräſident Mitglieder und Stell⸗ 
vertreter für Vorſtand und Berufungsausſchuß ernennt, wenn keine 
gültigen Wahlen durch den Verbandsausſchuß zuſtande kommen; 

12. Vorſchriften über die Entſchädigung, die den Mitgliedern des Be⸗ 
rufungsausſchuſſes für ihre Mühewaltung zu gewähren iſt. 


84. 

Der Verbandsausſchuß beſteht aus ſtändigen und aus gewählten Abge⸗ 
ordneten. Ständige find die Landräte und Bürgermeiſter der Mitglieder ($ 1). 
Jedes Mitglied entſendet ferner für jede Einheit ſeines Jahresbeitrags, wie ſie 
die Satzung feſtſtellt, einen gewählten Abgeordneten. Die Wahl erfolgt im 
Landkreiſe durch den Kreistag, im Stadtkreiſe durch Stadtperordnetenverſammlung 
und Magiſtrat in gemeinſchaftlicher Sitzung unter Vorſitz des Bürgermeiſters. 

Hat ein Mitglied zwei Abgeordnete zu wählen, ſo muß der eine beruflich 
dem Bergbau oder der Hütteninduſtrie, der zweite einem anderen Exwerbs⸗ oder 
Berufsſtand angehören. Sind mehr zu wählen, ſo ſollen die beiden Gruppen 
von Beteiligten (§ 5 Abſ. 3) ihrem Beitragsverhältnis entſprechend berückſichtigt 
werden. 

Jeder Abgeordnete hat im Verbandsausſchuß eine Stimme. Die Satzung 
kann beſtimmen, wie bei der Abſtimmung Abweſende vertreten werden können. 

Nimmt ein Mitglied die Wahl nicht rechtzeitig vor, ſo beſtimmt für ſie 
der Regierungspräſident auf Antrag des Vorſtandes eine Friſt. Kommt in dieſer 
keine Wahl zuſtande, ſo ernennt die Kommunalaufſichtsbehörde des Mitglieds den 
Abgeordneten. Die Ernennung tritt außer Kraft, ſobald eine gültige Wahl zu⸗ 
ſtande gekommen iſt. 

Die Kommunalaufſichtsbehörde entſcheidet endgültig über Beſchwerden gegen 
Mitglieder, die deren Pflichten nach dieſem Geſetze betreffen. 


III. Beſchaffung der Geldmittel und Veranlagung zu den Verbandslaſten. 


§ 5. 
Die Koſten der Ausführung, des Betriebs und der Unterhaltung der Ver⸗ 
bandsanlagen ſind Verbandslaſten. Sie ſind von den Beteiligten aufzubringen. 
Der Vorſtand veranlagt die Beteiligten zu den Verbandslaſten. Er ſtellt 
darüber eine Liſte auf. 
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Beteiligte ſind: 
1. die Gemeinden und Gutsbezirke, 


2. die Eigentümer derjenigen gewerblichen Unternehmungen und anderer 
Anlagen, 5 


die nach der Rawa, ihren Zuflüſſen oder den vom Verbande hergerichteten Vor⸗ 
flutern entwäſſern. 

Bei der Veranlagung wird berückſichtigt, welche Schädigungen der Beteiligte 
im Rawagebiete herbeiführt und welche unmittelbaren und mittelbaren Vorteile 
er durch die Verbandsanlagen zu erwarten hat. Die Satzung kann nähere 
Grundſätze dafür aufſtellen. 

Die Eigentümer der gewerblichen Unternehmungen und anderen Anlagen 
werden nur dann in die Liſte eingeſtellt, wenn ihre Veranlagung einen Satz 
überſteigt, den die Satzung feſtſtellt. Können ſie danach nicht eingeſtellt werden, 
ſo ſind die Schädigungen, die ſie verurſachen, und die Vorteile, die ihnen erwachſen, 
bei der Veranlagung der Gemeinden und Gutsbezirke zu berückſichtigen, in denen 
die gewerblichen Unternehmungen und ſonſtigen Anlagen liegen. 

Die Veranlagung erfolgt getrennt für den Hauptvorfluter (die Rawa von 
der Grenze der Landkreiſe Beuthen und Kattowitz an abwärts) und die Zuflüſſe. 

Der Vorſtand hat die Liſte während der erſten fünf Jahre jährlich neu 
aufzuſtellen, fpäter in regelmäßigen Zwiſchenräumen, die die Satzung beſtimmt. 


§ 6. 
Gegen die Liſte ſteht den Beteiligten der Einſpruch zu. 
Der Vorſtand legt die Liſte mit Erläuterungen aus. Er ſtellt Mitgliedern 
und Beteiligten einen Abdruck zu und macht ſie dabei mit Ort und Zeit der 
Auslegung und dem Rechtsmittel bekannt. 


Die Einſpruchsfriſt beträgt vier Wochen, ſie beginnt mit dem Tage nach 
Ablauf der Auslegungsfriſt. 


2 
Über den Einſpruch entſcheidet der Vorſtand nach Ablauf der Einſpruchs⸗ 
friſt. Er iſt befugt, über den Einſpruch ſchriftlich oder mündlich zu verhandeln. 
Die Entſcheidung iſt zu begründen und den Beteiligten mitzuteilen, die Einſpruch 
erhoben haben oder deren Veranlagung infolge der von anderen Beteiligten 
erhobenen Einſprüche geändert worden iſt. 


Wird es durch die Entſcheidung nötig, fo berichtigt der Vorſtand die Lifte, 
Sie wird dann zwei Wochen lang wieder ausgelegt. Ort und Zeit dieſer Aus⸗ 
legung werden den Mitgliedern und den Beteiligten vorher mitgeteilt. 
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$ 8. 

Sind die Einſprüche erledigt und ift im Falle der zweiten Auslegung 
deren Friſt abgelaufen, ſo wird die Liſte dem Regierungspräſidenten zur Feſt⸗ 
ſetzung vorgelegt. . 

Seine Prüfung beſchränkt ſich darauf, ob bei Aufſtellung der Liſte die 
Formen nach Geſetz und Satzung erfüllt ſind. 

Sind weſentliche Formvorſchriften verletzt, ſo kann er anordnen, daß das 
Verſäumte nachgeholt oder eine neue Liſte aufgeſtellt wird. 


§ 9. 
Der Vorſtand ſtellt die feſtgeſetzten Jahresbeiträge nach Kreiſen zuſammen 
und macht ſie den Mitgliedern bekannt. 


§ 10. 
Die Mitglieder führen ihre Beiträge für jedes Vierteljahr in der erſten 
Hälfte des zweiten Monats an die Verbandskaſſe ab. 
Ermäßigt ſich der Beitrag eines Mitglieds infolge Ausfalls bei der Ein⸗ 
ziehung von den Beteiligten oder infolge von Rechtsmitteln, ſo wird ihm der 
Minderbetrag auf den nächſten Jahresbetrag angerechnet. 


§ 11. 

Die Mitglieder geben den Beteiligten ihre Einzelbeiträge ſchriftlich bekannt 
und ziehen ſie ein. 

Statt der Eigentümer der gewerblichen Unternehmungen und anderen 
Anlagen (§ 5 Abſ. 3 Nr. 2) können die Nutzungsberechtigten, vorbehaltlich ihres 
Rückgriffs gegen die Eigentümer, herangezogen werden. 

Die Beiträge der Eigentümer der gewerblichen Unternehmungen und anderen 
Anlagen gelten als gemeine öffentliche Laſt und ſind für das Vierteljahr in der 
erſten Hälfte des zweiten Monats zu bezahlen. Sie können im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren beigetrieben werden. 

Die Beiträge der Gemeinden und Gutsbezirke werden in denſelben Teil 
beträgen und Zeitabſchnitten bezahlt. 


812. | 

Die Verbandsanlagen find Veranftaltungen im Sinne der §§ 4, 9 und 20 
des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152). 

Bei Deckung der Beiträge der Gemeinden dürfen die Eigentümer der in 
der Liſte veranlagten gewerblichen Unternehmungen und anderen Anlagen wegen 
der Vorteile, die ſie durch die Verbandsanlagen zu erwarten haben (§ 5 Abf. 4 
und 5), nicht mit kommunalen Gebühren, Beiträgen oder Mehrbelaſtungen 
herangezogen werden. 
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$13. 

Den Beteiligten ſteht innerhalb vier Wochen nach Mitteilung der Jahres⸗ 
beiträge (§ 11 Abſ. 1) bei Streitigkeiten darüber, wer zu den Beteiligten im Sinne 
dieſes Geſetzes gehört, die Klage im Verwaltungsſtreitwerfahren zu; zuſtändig iſt 
der Bezirksausſchuß. 

m übrigen ſteht den Beteiligten, ſoweit fie Einſpruch ($ 6) erhoben haben 
oder durch die Berichtigung der Beitragsliſte ($ 7) betroffen ſind, innerhalb der 
im Abſ. 1 bezeichneten Friſt die Berufung an den Berufungsausſchuß zu. Dieſer 
entſcheidet endgültig; der ordentliche Rechtsweg ift ausgeſchloſſen. Die Einlegung 
der Berufung bei dem Bezirksausſchuſſe wirkt zugleich als Einlegung der Be⸗ 
rufung gegen die Höhe der Veranlagung bei dem Berufungsausſchuſſe. 


§ 14. 

Mitglieder des Berufungsausſchuſſes find: a 

1. ein Staatsbeamter als Vorſitzender, den der Regierungspräſident er⸗ 
nennt; er darf keinem beteiligten Kreiſe durch Wohnſitz, Grundbeſitz 
oder Gewerbebetrieb angehören; 

‚ ein Mitglied des Oberbergamts, das dieſes bezeichnet; 

ein techniſcher Staatsbeamter, den der Regierungspräſident ernennt; 

vier Vertreter, die der Verbandsausſchuß wählt; ſie dürfen nicht Mit⸗ 
1 des Vorſtandes ſein; zwei von ihnen müſſen nach ihrem Berufe 
em Bergbau oder der Hütteninduſtrie und zwei den anderen Erwerbs⸗ 
oder Berufsſtänden angehören. 

Für jedes Mitglied iſt auf demſelben Wege ein Stellvertreter zu beſtellen. 


1 


$ 15. 

Die Sitzungen des Berufungsausſchuſſes finden am Verbandsſitz oder an 
einem anderen Orte ſtatt, den die Satzung beſtimmt. Sie ſind öffentlich. 

Den Geſchäftsbetrieb und das Verfahren des Berufungsausſchuſſes regelt 
der zuſtändige Miniſter nach dieſem Geſetz und der Satzung. 


i $ 16. 

Soweit als die Berufung abgewieſen ift, kann der Berufungsausſchuß die 
Koſten des Berufungsverfahrens den Beteiligten auferlegen. 

Sie können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. Die 
Beitreibung erfolgt durch die Mitglieder. 


Bar 17, 


Die Beteiligten müffen die veranlagten Beiträge zahlen, auch wenn ſie 
Berufung eingelegt haben. 


„ 


Werden auf die Berufung Beiträge abgeſetzt, ſo werden ſie auf den 
nächſten Jahresbetrag angerechnet oder zurückerſtattet. 


IW. Inanſpruchnahme fremder Grundſtücke. Verpflichtungen des Verbandes 
zur Verhütung und zum Erſatze von Schäden. 


$ 18. 

Der Verband ift berechtigt, auf den den Mitgliedern oder den Beteiligten 
gehörenden Grundſtücken die nach dem Plane auszuführenden Anlagen herzuſtellen 
und zu erhalten. 

Im Streitfalle beſchließt die Aufſichtsbehörde, ob eine Anlage zu den im 
Abſ. 1 bezeichneten gehört. 

Die Mitglieder und die Beteiligten können von dem Verband Erſatz ver⸗ 
langen für den Nachteil, der für ihre Grundſtücke entſteht. Auf den Nachteil 
iſt der ihnen aus den Anlagen erwachſende Vorteil anzurechnen. Die Vorſchriften 
des Artikel 52 und des Artikel 53 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche ſowie des § 47 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 
(Geſetzſamml. S. 221) ſind anzuwenden. 


eg 
Soweit, abgefehen von den Fällen des § 18, zur Ausführung der plan⸗ 
mäßigen Anlagen das Eigentum an Grundſtücken entzogen oder beſchränkt 
werden muß, gelten die Vorſchriften des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874. 


§ 20. 

Der Verband hat bei Durchführung des Unternehmens diejenigen Ein⸗ 
richtungen herzuſtellen, die zur Sicherung von Grundſtücken und Anlagen gegen 
Gefahren und Nachteile notwendig ſind, wenn ſolche Einrichtungen mit dem 
Unternehmen vereinbar und wirtſchaftlich gerechtfertigt ſind. Er hat auch die 
im öffentlichen Intereſſe erforderlichen Einrichtungen zu treffen. Zu dieſen gehört 
die durch das Unternehmen bedingte Anderung an öffentlichen Wegen und den 
in ihrem Zuge belegenen Brücken. Der Wege⸗ und Brückenunterhaltungspflichtige 
hat, unbeſchadet auf beſonderem Titel beruhender Verpflichtungen, zu den Koſten 
ſo viel beizutragen, als ihm durch die Anderung Koſten erſpart werden, die er 
zur Erfüllung ſeiner Unterhaltungspflicht hätte aufwenden müſſen. 

Sind von dem Unternehmen nachteilige Wirkungen zu erwarten, durch 
die das Recht eines anderen beeinträchtigt werden würde, ſo kann der davon 
Betroffene die Herſtellung von Einrichtungen fordern, welche die nachteiligen 
Wirkungen ausſchließen. Das Gleiche gilt, wenn zu erwarten iſt, daß durch 
Veränderung des Waſſerſtandes fremde Grundſtücke oder Anlagen beſchädigt 
werden, zum Nachteil anderer die Vorflut verändert oder das Waſſer verun⸗ 
reinigt oder die einem andern obliegende Unterhaltung von Waſſerläufen oder 
ihrer Ufer erſchwert wird. N 
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Dem Verbande liegt auch die Unterhaltung der in Abſ. 1, 2 bezeichneten 
Einrichtungen ob, ſoweit dieſe Unterhaltungslaſt über den Umfang einer beſtehenden 
Verpflichtung zur Unterhaltung vorhandener, demſelben Zwecke dienender Ein⸗ 
richtungen hinausgeht. 

Soweit in den Fällen des Abſ. 2 die nachteiligen Wirkungen nicht durch 
Einrichtungen ausgeſchloſſen werden können, die mit dem Unternehmen vereinbar 
und wirtſchaftlich gerechtfertigt ſind, kann der von der nachteiligen Wirkung Be⸗ 
troffene Entſchädigung fordern. 


Der durch Veränderung des Grundwaſſerſtandes entſtehende Schaden iſt 
nur inſoweit zu erſetzen, als die Billigkeit nach den Umſtänden eine Entſchädigung 
erfordert. 

Läßt ſich der Schaden nach Umfang oder Dauer nicht im voraus abſchätzen, 
ſo iſt die Entſchädigung auf Antrag des Berechtigten oder des Verbandes nach 
Ablauf eines jeden Jahres feſtzuſetzen. 


8 21. 


Soweit nicht den Anſprüchen der Betroffenen auf Herſtellung der im § 20 
bezeichneten Einrichtungen im Enteignungsverfahren entſprochen worden iſt, werden 
die Verpflichtungen des Verbandes nach folgenden Vorſchriften feſtgeſtellt: 


Ein Auszug aus dem von dem zuſtändigen Miniſter genehmigten Bau⸗ 
plan, aus dem die gemäß § 20 zu treffenden Einrichtungen zu erſehen ſind, iſt 
in jedem Gemeindebezirk und Gutsbezirk, auf den ſich die Wirkung des Unter⸗ 
nehmens erſtrecken kann, während eines Zeitraums von mindeſtens vier Wochen 
zu jedermanns Einſicht auszulegen. Während dieſer Zeit kann jeder Betroffene 
Anſprüche auf Einrichtungen oder auf Entſchädigung erheben. Zeit und Ort 
der Auslegung ſowie die Stelle, bei welcher ſolche Anſprüche ſchriftlich oder 
mündlich zu Protokoll erhoben werden können, find durch das Kreisblatt und in 
ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. Auch der Gemeindevorſtand und der 
Gutsvorſtand haben das Recht, Anſprüche zu erheben. Nach Ablauf der Friſt 
ſind die Anſprüche durch den Beauftragten des Regierungspräſidenten mit den 
Betroffenen und dem Verbande, nötigenfalls unter Zuziehung von Sachverſtän⸗ 
digen, zu erörtern. Nach Abſchluß der Erörterungen werden die dem Verband 
obliegenden Verpflichtungen durch den Bezirksausſchuß feſtgeſtellt. 

Gegen den Beſchluß ſteht, ſoweit er nicht die Entſchädigung betrifft, den 
Betroffenen die Beſchwerde an den zuſtändigen Miniſter zu. Sie iſt binnen 
vier Wochen bei dem Bezirksausſchuß anzubringen. Soweit der Beſchluß die 
Entſchädigung betrifft, kann binnen drei Monaten der Rechtsweg beſchritten 
werden; die Friſt beginnt mit dem Tage, an dem den Betroffenen vom Bezirks— 
ausſchuſſe mitgeteilt iſt, daß eine Beſchwerde nicht erhoben oder über die erhobene 
Beſchwerde entſchieden iſt. 
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Auch nach Ablauf der Auslegungsfriſt ($ 21 Abſ. 2 Satz 1) kann wegen 
nachteiliger Wirkung des Unternehmens der davon Betroffene die Herſtellung 
und Unkerhaltung von Einrichtungen oder Entſchädigung nach dem $ 20 Abſ. 2 
bis 5 fordern, es ſei denn, daß er ſchon vor Ablauf der Auslegungsfriſt die 
nachteilige Wirkung vorausgeſehen hat und bis zu dem Ablaufe der Friſt keine 
Anſprüche auf Herſtellung von Einrichtungen oder auf Entſchädigung erhoben 
hat. Der Ablauf der Friſt ſteht den Anſprüchen nicht entgegen, wenn der Ge 
ſchädigte glaubhaft macht, daß er durch Naturereigniſſe oder andere unabwend⸗ 
bare Zufälle verhindert worden iſt, die Friſt einzuhalten. Die Anſprüche ver⸗ 
jähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Geſchädigte von 
dem Eintritte der nachteiligen Wirkungen Kenntnis erlangt hat. Sie ſind aus⸗ 
geſchloſſen, wenn ſie nicht binnen dreißig Jahren nach der Fertigſtellung des 
Teiles des Unternehmens, durch den der Schaden verurſacht worden iſt, geltend 
gemacht werden. 

Für die Feſtſtellung der Verpflichtungen des Verbandes gelten ſinngemäß 
die Vorſchriften des § 21. | 


V. Staatsaufſicht. 
§ 23. 


Der Verband unterſteht der Aufſicht des Staates. Sie wird vom Re⸗ 
gierungspräſidenten, an höherer und letzter Stelle vom Oberpräſidenten ausgeübt. 
Sie beſchränkt ſich darauf, daß der Verband ſeine Angelegenheiten nach Geſetz 
und Satzung verwaltet. 

Beſchwerden an die Aufſichtsbehörden können nur innerhalb vier Wochen 
eingelegt werden. 


§ 24. 

Wenn der Verband unterläßt oder ſich weigert, Leiſtungen oder Ausgaben, 
die Geſetz oder Satzung fordern, in den Haushaltsplan aufzunehmen oder außer⸗ 
ordentlich zu genehmigen, ſo kann der Regierungspräſident durch begründete Ver⸗ 
fügung die Aufnahme in den Haushaltsplan beſtimmen oder die außerordentliche 
Ausgabe feſtſtellen. 


Gegen ſeine Entſcheidung ſteht dem Verbande die Klage beim Oberver⸗ 
waltungsgerichte zu. Die Klagefriſt beträgt vier Wochen; ſie beginnt mit dem 
Tage nach der Zuſtellung. 

§ 25. 

Anleihen, die den Schuldenbeſtand vermehren, kann der Verband nur mit 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde aufnehmen. 

Die Satzung kann ihre Genehmigung auch für andere Fälle vorbehalten. 
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$ 26. 

Die Satzung und Anderungen, die Sitz und äußere Vertretung des Ver⸗ 
bandes betreffen, bedürfen der Genehmigung des Königs. Zu anderen Anderungen 
iſt Genehmigung des zuſtändigen Miniſters erforderlich. 

Satzung und Anderung iſt nach erteilter Genehmigung zu verkünden. Da⸗ 
für gilt das Geſetz, betreffend die Bekanntmachung landesherrlicher Erlaſſe durch 
die Amtsblätter, vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357). Anzeige in der 
Geſetzſammlung kann unterbleiben. 


§ 27. 
Der Plan für die Regelung der Vorflut, der Entwäſſerung und der Ab⸗ 
wäſſerreinigung (§ 1 Abſ. 2) und feine Anderungen und Ergänzungen ſowie die 
Sonderpläne bedürfen der Genehmigung des zuſtändigen Miniſters. 


VI. Auflöſung des Verbandes. 


§ 28. 

Der Verband kann ſeine Auflöſung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der Stimmen des Verbandsausſchuſſes beſchließen. Der Beſchluß bedarf der 
Genehmigung des Königs. 

Die Auflöfung erfolgt, ſobald die Genehmigungsurkunde dem Vorſtande 
zugeſtellt iſt. 

Im übrigen gelten für die Auflöſung ſinngemäß die Vorſchriften für die 
öffentlichen Waſſergenoſſenſchaften. 


VII. Abergangsbeſtimmungen. 


§ 29. 

Für die Bildung des Verbandsausſchuſſes ſtellt der Regierungspräſident 
die Liſte (§ 5) vorläufig auf. 

Er ſtellt nach dieſem Geſetze Zahl und Art der Abgeordneten feſt, die von 
den Mitgliedern zu wählen ſind, führt ihre Wahl herbei und beruft und leitet 
die erſte Tagung des Verbandsausſchuſſes. Darin wird über die Satzung be⸗ 
ſchloſſen und ein vorläufiger Vorſtand gewählt. Dieſer nimmt die erſte ordent⸗ 
liche Veranlagung ($$ 5ff.) vor. 

Darauf wird die Lifte feſtgeſetzt ($ 8. Auf Grund dieſer werden die 
Abgeordneten zum Verbandsausſchuß und die Mitglieder des Vorſtandes neu 
gewählt. 

§ 30. 

Kommt die Satzung innerhalb der Friſt, die der Regierungspräſident be⸗ 
ſtimmt und die mindeſtens ſechs Monate betragen muß, nicht zuftande, fo ſetzt 
fie der Regierungspräſident, vorbehaltlich der Genehmigung des Königs, feſt. 
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§ 31. 

Verhandlungen und Geſchäfte bei der Verbandsbildung find gebühren- 

und ſtempelfrei. 
$ 32. 

Der Verband erftattet die Mittel, die nachweisbar und zweckmäßig für 
Vorbereitung oder Ausführung des Planes des Unternehmens bis zur Verbands⸗ 
bildung ſowie für die Verbandsbildung aufgewendet ſind. 

Streitigkeiten entſcheidet endgültig die Aufſichtsbehörde ($ 23); der ordentliche 
Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Homburg v. d. Höhe, den 21. April 1913. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. Frhr. v. Schorlemer. 
v. Dallwitz. Lentze. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefekfamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 


1. der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Januar 1913, betreffend die Genehmigung 
eines Nachtrags zum Statute der Zentrallandſchaft für die Preußiſchen 
Staaten vom 21. Mai 1873, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung in Danzig Nr. 8 S. 55, ausgegeben am 
22. Februar 1913, 

der Königl. Regierung in Marienwerder Nr. 9 S. 75, ausgegeben 
am 1. März 1913, 

der Königl. Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 7 
S. 75, ausgegeben am 15. Februar 1913, 

der Königl. Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 7 S. 55, ausgegeben 
am 15. Februar 1913, 

der Königl. Regierung in Stettin Nr. 8 S. 70, ausgegeben am 

22. Februar 1913, 
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der Königl. Regierung in Köslin Nr. 7 S. 41, ausgegeben am 
15. Februar 1913, 

der Königl. Regierung in Stralſund Nr. 7 S. 27, ausgegeben am 
15. Februar 1913, 

der Königl. Regierung in Bromberg Nr. 7 S. 65, ausgegeben am 
15. Februar 1913, 

der Königl. Regierung in Liegnitz Nr. 7 S. 53, ausgegeben am 
15. Februar 1913, | 

der Königl. Regierung in Magdeburg Nr. 8 S. 65, ausgegeben an 
22. Februar 1913, 

der Königl. Regierung in Merſeburg Nr. 7 S. 71, ausgegeben am 
15. Februar 1913, 

der Königl. Regierung in Erfurt Nr. 7 S. 39, ausgegeben am 
15. Februar 1913, und 

der Königl. Regierung in Schleswig Nr. 7 S. 61, ausgegeben am 
15. Februar 1913; 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 10. Februar 1913, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Überlandzentrale Stettin, Aktiengeſellſchaft 
in Stettin, für die Anlagen zur Leitung und Verteilung des elektriſchen 
Stromes innerhalb der Kreiſe Randow, Greifenhagen, Ückermünde und 
Prenzlau, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung in Stettin Nr. 15 S. 147, ausgegeben am 
12. April 1913, und 

der Königl. Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 17 
S. 213, ausgegeben am 26. April 1913; 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 17. März 1913, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Preußiſchen Staat für die im § 1 des 
Geſetzes vom 20. Juli 1910, betreffend den Nogatabſchluß, vorgeſehenen 
Anlagen, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung in Danzig Nr. 16 S. 143, ausgegeben am 
19. April 1913, und 

der Königl. Regierung in Marienwerder Nr. 16 S. 130, aus⸗ 
gegeben am 19. April 1913; 

4. der Allerhöchſte Erlaß vom 15. April 1913, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Heilsberg für die Erweiterung des 
Kreiskrankenhauſes (Kreislazaretts) in Heilsberg, durch das Amtsblatt der 
3955 Regierung in Königsberg Nr. 18 S. 263, ausgegeben am 
3. Mai 1913. 
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Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 / 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 /) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


